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Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Wirtschaftsstrafgesetzes 1954 

nebst Begründlang mit der Bitte, die Beschlußfassiung ides Deutschen 
Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Justiz. 

Der Bundesrat hat in seiner 152. Sitzung am 20. Januar 1956 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetz- 
entwurf, wie aus der Anlage 2 ersichtlich, Stelixmg zu nehmen. 

Im übrigen hat der Bundesrat gegen dien Entwurf keine Einwen- 
düngen erhöben. Er ist .der Ansicht, daß das Gesetz seiner Zu- 
stimmung beidarf. 

Die Stellungnahme der Bundesregierung zu ider Stelllingnahme des 
Bundesratos ist aus der Anlage 3 ersichtlich. 


Der Stetllvertreter des Bundleskanzlers 

Dn h. c, Blücher 
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Anlage 1 




Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Wirtschaftsstrafgesetzes 1954 


Der Bundestag hat mk Zuistimmung des 
Bundesrates idas folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

In )das Gesetz zur weiteren Vereinfadning 
des Wirtschaftsstrafrechts (Wirtschaftsstraf- 
gesetz 1954) vom 9. Juli 1954 (Bunidesgesetz- 
M. I S. 175) wird als § 2 a folgentde Vorschrift 
eingefügt: 

„§ 2 a 

Preisüberhöhung 

(1) Wer vorsätzlich in befugter oder unbe- 
fugter Betätigung in einem Beruf oder Ge- 
werbe für Gegenstände oder Leistungen des 
lebenswichtigen Bedarfs Entgelte fordert, 
verspricht, vereinbart, annimmt oder ge- 
währt, die infolge einer Beschränkung des 
Wettbewer^bs oder linjfolge der Ausnutzung 
einer wirtschaftlichen Machtstellung oder 
einer Mangellage unangemessen hoch sind, 
begeht eine Zuwiderhaiudltinig, die nach den 
Vorschriften dieses Gesetzes geahndet wird. 

(2) Die Verfolgunig tritt nur auf Antrag 
der fachlich zuständigen obersten Landes- 
behörde oder der von ihr bestimmten höhe- 
ren Verwaltungsibe'hördie ein. Die Zurück- 
nahme des Antrags ist zulässig. Ist diese Be- 
hörde selbst für die Verfolgung zuständig, 
so wird die Zuwidethanidlung nur verfolgt, 
w'enn die Behörde idSe Verfolgung binnen dler 
für Strafanträge geltenden Frist elnleket. 

(3) Die Bundesregierung kann in Fällen, in 
denen sie es zur Wahrung einer einheitlichen 
Preispolitik für erforderlich hält, einer ober- 
sten Landesbehörde Einzelweisungen über die 
Stellung oder Zurücknahme von Anträgen 


oder die Einleitung von Verfaihren nach Ab- 
satz 2 erteilen/^ 

Artikel 2 

Das Gesetz zur weiteren Vereinfachung 
des Wirtschaftsstraf rechts (Wirtschaftsstraf- 
gesetz 1954) vom 9. Juli 1954 (Bundes- 
gesetzlbl. I S. 175) wind ferner wie folgt ge- 
ändert: 

1. In § 1 e Aalten die Nummern 1 und 4 

folgende Fassung: 

„1. § 11 des Gesetzes über Notmaßnah- 
men auf dem Gebiet der Elektrizitäts- 
unid Gasversorgung (Energienotgesetz) 
vom 10. Juni 1949 (WiGBl. S. 87) in 
der Fassung der Verlängerungsgesetze 
vom 7. Juni 1950 (BundesgeisetzlbL 
S.204), 29. März 1951 (Bundesgesetzbl. 
I S. 224), 5. April 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 227), 28, März 1953 
(Bunidesgesetzbl. I S. 89) und 23. April 
1955 (Bunidesgesetzibd. I S. 181) und 
der Erstreckungsverordnung vom 
3. Januar 1950 (Bunidesgesetzbl. S. 3)‘", 

„4. § 17 des Gesetzes über den Verkehf 
mit Zucker (Zuckergesetz) vom 5. Ja- 
nuar 1951 (Bundesgesetzibl. I S. 47) 
in 'der Fassung der Gesetze vom 3. Ok- 
tober 1951 (Bundesgesetzibl. I S. 852) 
und 9. August 1954 (Bundesgesetzbl. I 
S. 255),«. 

2. In § 1 wird die Nummer 7 gestriAen. 

3. Es werden ersetzt: 

a) In § 3 Abs. 1, § 4 Abs. 1, 2 und 3, 
§ 8 Abs. 1 Satz 1 und § 13 Abs. 2 
Satz 1 die Worte „im Sinne der §§ 1, 
2“ durA die Worte „im Sinne der 
§§ 1,2,2 a«, 
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b) in § 8 Abs. 1 Satz 2 und § 13 Abs. 1 
die Worte „nach den §§ 1, 2“ durch 
die Worte „nach den §§ 1, 2, 2 a“, 

c) in § 14 Abs. 2 die Worte „nach § 2“ 
durch die Worte „nach den §§ 2, 2 a“. 

4. In § 23 erhält Satz 2 folgende Fassung: 

„Es tritt am 31. Dezember 1958 außer 
Kraft.“ 


Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Lande Berlin. 

Artikel 4 

Dieses Gesetz; tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 


Begründung 


I. 

Das Wirtschaftsstrafgesetz 1954 enthält keine 
Strafvorschrift gegen Preisüberhöhung. Der 
Regierungsentwurf zu dem genannten Gesetz 
hatte In seinem § 3 eine solche Vorschrift 
vorgesehen. Diese unterschied sich wesentlich 
von der damals geltenden Preistreibereivor- 
schrift im 5 19 des Wirtschaftsstrafgesetzes 
von 1949/52. § 19 ging vom sogenannten 
Kostenpreis aus, der nicht nach den jeweili- 
gen Bedürfnissen des Marktes, sondern nach 
den im Einzelfall gemachten Aufwendungen 
für die Beschaffung oder Herstellung eines 
Gutes ermittelt wurde. Dies hatte zur Folge, 
daß audi Preise, die sich innerhalb eines 
marktgerechten Wettbewerbs gebildet hat- 
ten, als überhöht beanstandet werden konn- 
ten. Die wettbewerbliche Preisbildung, die im 
Svstem der sozialen Maiktwirtschaft eine 
^wesentliche Rolle spielt, konnte dadurch ge- 
stört werden. § 3 des Regierungsentwurfs 
zum Wirtschaftsstrafgesetz 1954 — Druck- 
sache 478 — wollte deshalb diejenigen Preise, 
die sich auf Grund eines wirksamen und 
freien Leistungswettbewerbs gebildet hatten, 
der Preisüberhöhungsvorschrift nicht unter- 
werfen. 

Diese Vorschrift Ist Jedoch vom Bundestag 
nicht angenommen worden. Ein Bedürfnis 
für eine Preisüberhöhungsvorschrift wurde 
damals überhaupt verneint. Rechtspolitisch 
wurde außerdem gegen die Vorschrift des 
Regierungsentwurfs eingewen'det, daß der 
Strafrichter überfordert werde, wenn er zur 
Feststellung des Tatbestandes die Wett- 
bewerbslage beurteilen müsse. 

Die Bundesregierung hat anläßlich der Be- 
urteilung der Preis- und Lohnsituation nun- 
mehr die Wiedereinführung einer Preisüber- 
höhungsvorschrift erneut geprüft. Sie Ist da- 


bei zu dem Ergebnis gekommen, daß die 
Möglichkeit gesdiaffen werden sollte, gegen 
Prelsübcrhöhungen mit üen Mitteln des 
Strafrechts da vorzugehen, wo es sich um 
schwerwiegende Verstöße gegen die Grund- 
sätze der sozialen Marktwirtschaft handelt. 
Die Erfahrungen haben zwar gezeigt, daß die 
Preisbildung In der deutschen Wirtschaft 
weitgehend vom Leistungswettbewerb be- 
stimmt wird, und daß deshalb eine Vor- 
schrift, wie sie im § 19 des früheren Wirt- 
schaftsstrafgesetzes enthalten v/ar, nicht er- 
forderlich und auch nicht angemessen ist. 
Andererseits Ist aber gerade In letzter Zeit 
deutlich geworden, daß in gewissen Teil- 
bereichen Preisbildungen Vorkommen, die 
mit der sozialen Marktwirtschaft nicht in 
Einklang zu bringen sind. Es erscheint daher 
unentbehrlich, wiederum eine Strafvorsdirlft 
gegen Pi cisüberhöhung in das Wirtschafts- 
strafgesetz einzufügen. 

Durch die Vorschrift des Art. 1 des Ent- 
wurfs wird dieser Notwendigkeit Rechnung 
getragen. Die dort vorgesehene Vorschrift 
gegen Preisüberhöhung richtet sich in erster 
Linie gegen Störungen einer der sozialen 
Marktwirtschaft angemessenen Preisbildung. 
Dieses Ziel hatte bereits der § 3 der Regie- 
rungsvorlage zum Wirtschaftsstrafgesetz 1954 
verfolgt, Jedoch auf dem Wege zu erreichen 
versucht, daß er die Androhung von Strafen 
und Geldbußen nur auf solche Gegenstände 
oder Leistungen des lebenswichtigen Bedarfs 
bezog, für die ein wirksamer und freier Lei- 
stungswettbewerb nicht besteht. Der schwie- 
rigen Aufgabe, diese Merkmale in Jedem 
einzelnen Strafverfahren oüer Bußgeldver- 
fahren festzustellen, sollen die Gerichte und 
Verwaltungsbehörden dadurch enthoben 
werden, daß der gesetzliche Tatbestand in 
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abschließender Aufzählung die Hauptgründe 
bezeichnet, welche die Durchsetzung der 
Grundsätze einer sozialen Marktwirtschaft 
im Bereich der Preisbildung verhindern. Diese 
Hauptgründe werden zu gesetzlichen Merk- 
malen für die Anwendung der Preisüberhö- 
hungsvorschrift erhoben, so daß andere 
Fälle von Störungen der Preisbildung um der 
Rechtssicherheit und der leichteren Anwend- 
barkeit willen aus dem Anwendungsbereich 
der Vorschrift ausgeschlossen werden. Es 
sind folgende Gründe, in denen das Bedürfnis 
nach einer Abhilfe Immer wieder hervorge- 
treten ist: 

1. Beschränkung des Wettbewerbs 

Eine wettbewerbliche Preisbildung ist nur 
dann gesichert, wenn der einzelne Marktbe- 
teiligte eine wettbewerblich unabhängige Stel- 
lung hat, die es ihm einerseits gestattet und 
ihn andererseits zwingt, auf Änderungen 
im Marktgeschehen sofort zu reagieren. Wo 
Preisabreden bestehen oder wo ein ganzer 
Wirtschaftszweig durch den zwischen den Be- 
teiligten bestehenden Zusammenhalt (Preis- 
empfehlungen der Verbände und dgl.) eine 
Anpassung des Preisniveaus an die jeweilige 
Marktlage verhindert, können Preisüber- 
höhungen eintreten, gegen die sich die vor- 
geschlagene Vorschrift wendet. Infolge einer 
Beschränkung des Wettbewerbs im Sinne der 
Vorschrift werden Preisüberhöhungen Insbe- 
sondere durdi ausdrückliche oder stillschwei- 
gende Preisabreden, durch Preisempfehlungen 
oder ähnliche auf Preissteigerung gerichtete 
Maßnahmen von Verbänden begründet, 

2. Ausnutzung einer wirtschaftlichen Macht- 
stellung 

Eine wettbewerbliche Preisbildung kann auch 
daran scheitern, daß sich am Marktgeschehen 
Kräfte beteiligen, die einen überragenden 
Einfluß auf die Preisbildung nehmen kön- 
nen, und daß sich andere Marktteilnehmer 
nicht in genügender Anzahl In Wettbewerb 
befinden. Wo die technische oder wirtschaft- 
liche Entwicklung zur Bildung einer wirt- 
schaftlichen Machtstellung, insbesondere einer 
monopolähnlichen Stellung eines oder einzel- 
ner Unternehmer geführt hat, darf diese 
Machtstellung nicht zu Preisüberhöhungen 
ausgenutzt werden, die dem Interesse der 
Allgemeinheit widersprechen. Gegen die Aus- 
nutzung einer solchen wirtschaftlichen Macht- 
stellung zu unangemessenen Preisüberhöhun- 
gen will sich die vorgeschlagene Vorschrift 
ebenfalls wenden. 


3. Ausnutzung einer Mangellage 

Die Preisbildung nach den Grundsätzen einer 
sozialen Marktwirtschaft kann auch dadurch 
beeinträchtigt werden, daß die in Erage kom- 
menden Gegenstände oder Leistungen nicht 
in einem für die Bedarfsdeckung der Bevöl- 
kerung ausreichenden Umfange zur Verfü- 
gung stehen, da unter solchen Umständen der 
Preis sich danach zu bilden pflegt, was der 
einzelne auf die Gegenstände oder Leistungen 
angewiesene Abnehmer äußerstenfalls auf- 
bringen kann. Bei Gegenständen und Leistun- 
gen des lebenswichtigen Bedarfs muß der 
Ausnutzung einer Mangellage gleichfalls durch 
gesetzliche Vorschriften gesteuert werden 
können. 

Mit dieser Art der Beschreibung des Tatbe- 
standes im § 2 a Abs. 1 glaubt die Bundes- 
regierung den Bedenken, die gegen § 3 der 
Regierungsvorlage 1954 erhoben worden 
sind, in dem Umfange, der möglich Ist, Rech- 
nung getragen zu haben. Bei der Eeststellung, 
ob der Preis unangemessen hoch Ist, wird für 
die Fälle des § 2 a Abs. 1 unter Umständen 
maßgebend sein, ob das Entgelt einen bei 
wirksamem und freiem Leistungswettbewerb 
erzielbaren Preis erheblich übersteigt. 

Die Verfolgung der Preisüberhöhung ist nach 
Abs. 2 im Gegensatz zu § 19 des Wirtschafts- 
strafgesetzes 1949 und § 3 der Regierungs- 
vorlage 1954 an die Voraussetzung eines An- 
trages der zuständigen Behörde geknüpft. Da- 
durch soll erreicht v/erden, daß die Vorsdirlft 
nur in solchen Eällen zur Anwendung 
kommt, die für die allgemeine Preisbildung 
von Bedeutung sind. Die für den Antrag zu- 
ständige Behörde ist nach dem Vorbild des 
§ 73 Abs. 1 des Gesetzes über Ordnungs- 
widrigkelten bestimmt, jedoch mit der Maß- 
gabe, daß die fachlich zuständige oberste 
Landesbehörde ihre Befugnis nur auf eine 
höhere Verwaltungsbehörde übertragen kann. 
Die Verfolgung der Zuwiderhandlung soll 
von der Voraussetzung eines Antrages der 
zuständigen Behörde auch dann abhängig 
sein, wenn die Tat Im einzelnen Fall bei An- 
wendung der Abgrenzungsrichtlinie des ^ 3 
des Wirtschaftsstrafgesetzes 1954 als Ord- 
nungswidrigkeit anzusehen Ist. Zwar enthält 
das Gesetz über Ordnungswidrigkeiten keine 
Vorschriften über einen solchen Antrag. Da- 
her sind die Vorschriften der §§ 61 bis 64 
des Strafgesetzbuchs auch insoweit anzuv/en- 
den, als es sich um Ordnungswidrigkelten 
handelt. Dies wird durch die Bestimmung 
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des § 2 a Abs. 2 Satz 3 des Entwurfs deutlich 
gemacht. Ist die antragsberechtigte Behörde 
zugleich die für die Verfolgung zuständige 
Bußgeldbehörde, so muß sie innerhalb der 
in § 61 StGB bestimmten Frist die Verfol- 
gung einleiten. Nach Ablauf dieser Frist ist 
die Verfolgung unzulässig. Die Einleitung der 
Verfolgung wird daher aktenkundig zu 
machen sein. 

Nach Abs. 3 erhält die Bundesregierung die 
Befugnis, durch die Erteilung von Einzelwei- 
sungen auf die Stellung und Zurücknahme 
von Verfolgungsanträgen und die Einleitung 
von Verfahren in gewissem Umfang Einfluß 
zu nehmen. Für die Wahrung einer einheit- 
lichen Preispolitik ist die Bundesregierung 
zuständig. Ihr muß daher die Möglichkeit ge- 
geben werden, die Länder zur Verfolgung zu 
veranlassen, wenn nach ihrer Auffassung eine 
Preisüberhöhung vorliegt und die Verfolgung 
von Preisüberhöhungen in dem jeweiligen 
Bereich zur Wahrung einer einheitlichen 
Preispolitik erforderlich ist. Umgekehrt soll 
die Bundesregierung durdi die Vorschrift des 
Abs. 3 in die Lage versetzt werden, zu ver- 
langen, daß Strafanträge zurückgenommen 
und Bußgeldvcrfahren nicht eingeleitet wer- 
den, wenn die Verfolgung ln diesen Fällen 
mit den Grundsätzen der Preispolitik der 
Bundesregierung nicht in Einklang steht. Die 
Vorschrift entspricht Punkt 11 der Regie- 
rungserklärung der Bundesregierung vom 

19. Oktober 1955 (Bulletin Nr. 198 vom 

20. Oktober 1955 S. 1652). Sie ist auf Art. 84 
Abs. 5 GG gestützt. 


II. 

Das Gesetz zur weiteren Vereinfachung des 
Wirtschaftsstrafrechts (Wirtschaftsstrafgesetz 
1954) vom 9. Juli 1954 (Bundesgesetzbl. I 
S. 175) tritt nach seinem § 23 Satz 2 am 
31. Dezember 1955 außer Kraft. Eine Ver- 
längerung des Gesetzes ist nicht nur wegen 
der Einfügung einer Straf vor sehr! ft gegen 
Preisüberhöhung, sondern audi deshalb er- 
forderlich, weil die ln § 1 angeführten oder 
ln § 2 vorausgesetzten Wirtsdaaftsgesetze 
weiterhin in Kraft bleiben werden. Mit ein- 
zelnen von ihnen haben sich die gesetzgeben- 
den Körperschaften gerade in neuerer Zeit 
beschäftigen müssen. So ist das in § 1 Nr. 1 
erwähnte Gesetz über Not maß nahmen auf 
dem Gebiet der Elektrizitäts- und Gasversor- 
gung (Energienotgesetz) vom 10. Juni 1949 


nach früheren mehrfachen Verlängerungen 
erneut durch das Gesetz vom 23. April 1955 
(Bundesgesetzbl. I S. 181) verlängert worden. 
Auch das Gesetz über den Verkehr mit 
Zucker (Zuckergesetz) vom 5. Januar 1951 
(vgl. § 1 Nr. 4) ist aus Anlaß der Verab- 
schiedung des Zweiten Gesetzes zur Ergän- 
zung des Zuckergesetzes vom 9. August 1954 
(Bundesgesetzbl. I S. 255) etwa zu gleicher 
Zeit wie das Wirtschaftsstrafgesetz 1954 
Gegenstand der Erörterung In Bundestag und 
Bundesrat gewesen. Lediglich das in § 1 Nr. 7 
aufgeführte Gesetz über Sicherungsmaßnah- 
men auf einzelnen Gebieten der gewerblichen 
Wirtschaft In der Fassung vom 5. Mai 1951 
Ist außer Kraft getreten. Bel dieser Sachlage 
müssen die Straf- und Bußgeldvorschriften 
des Wirtsdiaftsstrafgesetzes 1954 auch über 
den 31. Dezember 1955 hinaus ln Kraft blei- 
ben, denn ohne einen wirksamen Strafschutz 
würden alle in den 5^ 1 und 2 des Gesetzes 
genannten Vorschriften praktisch gegen- 
standslos werden. 

Die Bundesregierung hält eine Verlängerung 
des Wirtschaftsstrafgesetzes 1954 auf weitere 
drei Jahre für erforderlich. 

Der Entwurf eines Gesetzes zur Verlänge- 
rung der Geltungsdauer des Wirtschaftsstraf- 
gesetzes 1954, der als Initiativantrag 
— Drucksache 1887 — eingebracht und vom 
Bundestag am 1. Dezember 1955 in erster 
bis dritter Lesung verabschiedet worden ist, 
sieht eine Verlängerung nur bis zum 31. De- 
zember 1956 vor. Auch wenn man von der 
neu eingefügten Vorschrift gegen Preisüber- 
höhung absieht, ist eine Verrängerung nur bis 
zu diesem Zeitpunkt nicht ausreichend. Es 
kann angenommen werden, daß die In § 1 
des Wirtschafts'strafgesetzes angeführten oder 
in § 2 daselbst vorausgesetzten Wirtschafts- 
gesetze über den 31. Dezember 1956 hinaus 
in Kraft bleiben werden. Eine Verlängerung 
bis zum 31. Dezember 1957 erscheint nicht 
ratsam, well die Legislaturperiode des Bun- 
destages im Sommer des Jahres 1957 abläuft. 
Bei einer Verlängerung bis zum 31. Dezem- 
ber 1958 hätte der neugewählte Bundestag 
hinreichend Zeit, sich mit den Folgerungen, 
die sich aus dem Außerkrafttreten des Ge- 
setzes ergeben, zu beschäftigen. 

Der Entwurf ändert deshalb in Art. 2 Nr. 4 
den § 23 Satz 2 des Wirtschaftsstrafgesetzes 
1954 dahin ab, daß das Gesetz am 31. De- 
zember 1958 außer Kraft tritt. 



III. 

Die in Art. 2 des Entwurfs unter Nr. 1 
und 2 vorgesehenen Änderungen des § 1 des 
Gesetzes sind lediglich redaktioneller Art. Sie 
sind durch die ohen erwähnte Verlängerung, 
Änderung oder Aufhebung der betreffenden 
Gesetze geboten. 


Die durch Art. 2 Nr. 3 vorgeschriebenen Än- 
derungen sind durch die Einfügung des § 2 a 
veranlaßt. 

Art. 3 des Entwurfs enthält die Berlin- 
Klausel, Art. 4 die Vorschrift über das In- 
krafttreten. 


Anlage 2 


Änderungsvorschläge des Bundesrates 


1. Zu Art. 1 (§ 2 a Abs. 2) 

In § 2 a Abs. 2 Satz 1 sind die Worte 
„höheren Verwaltungsbehörde“ zu erset- 
zen durch das Wort „Stelle“. 

Begründung 

Die Zuständigkeit'sregelung im Falle einer 
Delegation sollte den Ländern überlassen 
werden. 

2. Zu Art. 1 (§ 2 a Abs. 3) 

§ 2 a Abs. 3 ist zu streichen. 

Begründung 

Als Mittel zur Sicherung einer im Bund 
gleichmäßigen, wirksamen Preispolitik — 
diesem Zweck soll Abs. 3 in Verbindung 
mit Abs. 2 offenbar in der Hauptsache 
dienen — ist die Strafrechtspflege unge- 
eignet. Die Vergangenheit sollte gelehrt 
haben, daß die Strafrechtspflege kein 
brauchbares Mittel der Wirtschaftspolitik 
ist, bestenfalls ein letzter Notbehelf in 
außergewöhnlichen Zeiten. Andererseits 
wird das Vertrauen in die Strafrechts- 
pflege erschüttert, wenn man sie als ein 
Mittel der Politik gdbraucht, wenn sie für 
die Zwecke einer temporären Preispolitik 
statt für die Rechtssicherheit und die Ge- 
rechtigkeit eingesetzt wird, d. h. wenn 
man sie bißbraucht. 

Neben diesen Einwendungen grundsätz- 
licher Art sind gegen Abs. 3 auch kon- 
krete verfassungsrechtliche Bedenken gel- 
tend zu machen: 


Nach Art. 84 Abs. 5 GG kann die Be- 
fugnis, Einzelweisungen zu erteilen, nur 
für „besondere Fälle“ verliehen werden. 
Das Gesetz muß bestimmen, in welchen 
Fällen die Weisungsbefugnis gegeben sein 
soll. Abs. 3 bezeichnet aber nur Beweg- 
grund oder Zweck der Einzelweisung. Er 
bestimmt nicht, welche Besonderheit der 
einzelne Fall auf weisen muß, damit eine 
Weisung gegdben werden darf. Mit der 
Begründung, daß es zur Wahrung der 
Einheitlichkeit der Preispolitik nötig sei, 
einen Strafantrag zu stellen oder ihn zu- 
rückzunehmen, kann das Weisungsrecht 
in jedem einzelnen Falle einer Preisüber- 
höhung gerechtfertigt werden, unabhän- 
gig davon, ob ein Eingreifen des Bundes 
in die Landesjustizhoheitsbefugnisse wegen 
der Besonderheit des einzelnen Falles oder 
der Wirtschaftslage im ganzen gerechtfer- 
tigt ist. Aus der Entstehungsgeschichte des 
Grundgesetzes ergibt sich aber, daß der 
Bund eine Weisungsbefugnis gegenüber 
den Ländern nur in außergewöhnlichen 
Lagen haben sollte, etwa bei Seuchen, bei 
öffentlichen Notständen oder dergleichen. 
Aus § 84 Abs. 5 GG kann daher nicht die 
Befugnis für die Bundesregierung abge- 
leitet werden, unabhängig von der allge- 
meinen Wirtschaftslage oder von ähn- 
lichen Umständen zu entscheiden, ob eine 
mit Gefängnis und Geldstrafe bedrohte 
strafbare Handlung verfolgt oder eine 
eingeleitete Verfolgung eingestellt werden 
soll. 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung zu den 
Änderungsvorschlägen des Bundesrates 


1. Zu Nr. 1 (§ 2 a Abs. 2) 

Der Empfehlung wird zugestimmt. 

2. Zu Nr. 2 (§ 2 a Abs. 3) 

Der F.mpfehlung wird nicht zugestimmt. 

Begründung 

Bei der Fassung des Art. 1 § 2 a Abs. 2, der 
die Billigung des Bundesrates gefunden hat, 
ist die Bundesregierung von folgenden Über- 
legungen ausgegangen: 

Unter der Geltung des § 19 WiStG 1949 hat 
sich in der Praxis gezeigt, daß oft Fälle von 
geringer Bedeutung verfolgt worden sind, 
d. h. Fälle, die die allgemeine Preisentwick- 
lung nicht maßgeblich beeinflußt hatten. Um 
zu erreichen, daß nunmehr nur preispolitisch 
bedeutsame Zuwiderhandlungen geahndet 
werden, soll die Verfolgung von der Voraus- 
setzung eines Ariitrages der zuständigen Be- 
hörde abhängig sein. Dadurch ist zugleich 
gewährleistet, daß innerhalb kurzer Frist 
nach Bekanntwerden der Zuwiderhandlung 
und der Person des Täters Klarheit darüber 
geschaffen wird, ob eine Preisüberhöhung 
verfolgt wird oder nicht (vgl. § 61 StGB). 
Dies ist im Interesse der betroffenen Wirt- 
schaf tsk reise dringend erwünscht. 

Bei diesen Erwägungen, die dem Abs. 2 zu- 
grunde liegen und die der Bundesrat in der 
Begründung seiner Empfehlung nicht aus- 


drücklich erwähnt hat, erscheint es notwen- 
dig, daß der Bundesregierung durch Abs. 3 
die Möglichkeit gegeben ist, auf die Fiand- 
habung des Antragsrechts Einfluß zu nehmen. 
Für die Wahrung einer einheitlichen Preis- 
politik ist die Bundesregierung zuständig. 

Die vom Bundes rat angeführten verfassungs- 
rechtlichen Bedenken gegen § 2 a Abs. 3 sind 
nicht begründet: 

Es trifft nicht zu, daß dem Bund nach Art. 84 
Abs. 5 GG nur in außergewöhnlichen Lagen, 
etwa bei Seuchen, bei öffentlichen Notstän- 
den oder dgl. eine Weisungsbefugnis gegen- 
über den Ländern eingeräumt werden kann. 
Weder aus der Entstehungsgeschichte noch 
der bisherigen Staatspraxis läßt sich eine der- 
artig enge Auslegung, die auch im Wortlaut 
keinen Ausdruck gefunden hat, folgern. 

Bel dem vorliegenden Entwurf hält die Bun- 
desregien.mg die „Besonderheit** der Fälle, 
bei deren Vorliegen Einzelweisungen zuläs- 
sig sein sollen, für genügend korikietisiert. 
Es ist allenfalls zu erwägen, die Voraussetzun- 
gen objektiv im Gesetz festzulegen und .der 
Vorschrift des Abs. 3 folgende Fassung zu 
geben: 

„(3) Die Bundesregierung kann einer 
obersten Landesbehörde Einzelweisungen 
über die Stellung oder Zurücknahme von 
Anträgen oder die Einleitung von Ver- 
fahren nach Absatz 2 erteilen, wenn dies 
zur Wahrung einer einheitlichen Preis- 
politik erforderlich ist.** 



